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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 

A) Problem 

Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) wurde mit der Verabschiedung der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung - DSGVO) grundlegend neu-
konzipiert. Bereits bei der Neukonzeption war eine der wesentlichen Zielrichtungen, die 
durch die DSGVO eingeräumten Regelungsspielräume im Rahmen entsprechender 
Öffnungsklauseln im Interesse einer effektiven Verwaltung zu nutzen. 

Nicht zuletzt wegen den voranschreitenden technologischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen, neuen Verwaltungsverfahren, praktischen Vollzugserfahrungen sowie 
der sich weiterentwickelnden Rechtsprechung ist fortlaufend zu prüfen, ob rechtliche 
Klarstellungen und Vereinfachungen möglich sind und wie die Verwaltungspraxis diese 
umsetzt. Daher ist eine punktuelle Änderung und Modernisierung des BayDSG nun-
mehr angezeigt, die vor allem weitere Vereinfachungs- und Entbürokratisierungspoten-
tiale im Blick hat. 

B) Lösung 

Neben den sich durch die Rechtsprechung ergebenden Erfordernissen wurde der sich 
in der Praxis ergebende Änderungsbedarf abgefragt; die erarbeiteten Lösungsvor-
schläge wurden anschließend mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Pra-
xis diskutiert. 

Diejenigen Lösungsansätze, die für die Kommunen von besonderem Interesse waren, 
wurden überdies in die Unterarbeitsgruppe „Kommunalstruktur, generelle Aufgabenkri-
tik“ der Kommission zur Überprüfung staatlicher Standards für Kommunen eingebracht 
und dort befürwortet sowie in der entsprechenden Sitzung des Ministerrats vom 21. Ok-
tober 2025 behandelt. Sie sind Teil dieses Gesetzentwurfs. 

Das Gesetz sieht zusammenfassend folgende Änderungen vor: 

— Anpassung an aktuelle Rechtsprechung; 

Aus zwei Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH, Urteil vom 
09.07.2020, Az. C-272/19; EuGH, Urteil vom 16.01.2024, Az. C-33/22) geht her-
vor, dass ein nationales Parlament nicht grundsätzlich aus dem Anwendungs-
bereich der DSGVO ausgenommen ist. Dementsprechend wird die bisherige 
Einschränkung des Anwendungsbereichs des BayDSG auf die Tätigkeit des 
Bayerischen Landtags in Verwaltungsangelegenheiten angepasst: Künftig sol-
len alle Tätigkeiten des Bayerischen Landtags – mit Ausnahme der Gesetzge-
bung – in den Anwendungsbereich des BayDSG fallen. 

— Erleichterung der Videoüberwachung durch öffentliche Stellen; 

Die Regelung zur Videoüberwachung durch öffentliche Stellen wurde überar-
beitet. Im Vordergrund steht nun die Erforderlichkeit für die (kommunale) Auf-
gabenerfüllung und nicht mehr ein begrenzter Katalog von Schutzgütern. 

Mit der Änderung werden bisherige Unklarheiten beispielsweise bei der Video-
überwachung in öffentlichen Verkehrsmitteln, beim Vorgehen gegen illegale 
Müllablagerungen insbesondere an bestehenden Einrichtungen zur Wertstoffer-
fassung sowie bei der Überwachung von Zahlungspflichten, z. B. im Eingangs-
bereich eines Schwimmbades, beseitigt. 

— Anpassungen an technologische Entwicklungen bzw. veränderte digitale Gege-
benheiten; 
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Für die Entwicklung von KI-Systemen oder KI-Modellen mit allgemeinem Ver-
wendungszweck mit geringer Eingriffstiefe wird eine Rechtsgrundlage für öffent-
liche Stellen geschaffen, die die Verarbeitung personenbezogener Daten unter 
Einhaltung bestimmter Schutzmechanismen zulässt. Diese Rechtsgrundlage ist 
auch für Behörden, die im Bereich der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung ge-
mäß Art. 28 Abs. 1 BayDSG tätig sind, anwendbar. Eine moderne und effektive 
Verwaltung muss in der Lage sein, auf für ihre Zwecke entwickelte bzw. fortent-
wickelte und entsprechend validierte KI-Systeme oder KI-Modelle mit allgemei-
nem Verwendungszweck zurückzugreifen. Gerade repetitive und dateninten-
sive Vorgänge können so beschleunigt und effizienter gestaltet werden. Zudem 
muss die Verwaltung einer gestiegenen Zahl zunehmend KI-gestützter Zuschrif-
ten entsprechend begegnen können. 

In diesem Kontext wird auch die bereits bestehende Regelung zu automatisier-
ten Abrufverfahren auf das Wesentliche reduziert. Bisher geregelte, europa-
rechtlich nicht vorgeschriebene Einschränkungen entfallen. Gleichzeitig werden 
das Once-Only-Prinzip gestärkt und Bürgerinnen und Bürger von Beibringungs-
pflichten entlastet.  

Schließlich wird in diesem Zusammenhang festgeschrieben, dass Datenerhe-
bungen aus allgemein zugänglichen, auch öffentlichen, Quellen zulässig sind 
und insoweit geregelt, dass insbesondere auch Informationen auf Internetplatt-
formen mit vorheriger Registrierungspflicht, die Nutzer der dortigen Öffentlich-
keit uneingeschränkt zur Verfügung gestellt haben, solche Quellen darstellen. 
Damit wird veränderten digitalen Gegebenheiten Rechnung getragen. 

— Weitere Klarstellungen bzw. Präzisierungen für mehr Rechtssicherheit, Erleich-
terung der Arbeit öffentlicher Stellen sowie Bürgerfreundlichkeit; 

Klargestellt wird zudem, dass bei Weiterleitung dienstlicher Eingänge wegen 
Unzuständigkeit auch die in dem Eingang enthaltenen personenbezogenen Da-
ten mit übermittelt werden dürfen, es sei denn, der Wille des Absenders oder 
der Absenderin steht offenkundig entgegen. Damit wird Rechtssicherheit ge-
schaffen, die Zusammenarbeit zwischen Behörden erleichtert und eine pragma-
tische Handhabung von Eingaben im Sinne der Bürgerfreundlichkeit unterstützt. 

C) Alternativen 

Keine. Die beabsichtigten gesetzlichen Regelungen unterstützen die bayerischen öf-
fentlichen Stellen maßgeblich dabei, ihre Arbeit weiterhin effizient und zeitgemäß und 
dem digitalen Fortschritt entsprechend erfüllen zu können. 

D) Kosten 

Die Änderungen sind kostenneutral. Die Reduktion von Komplexität führt im Übrigen zu 
einem Abbau bürokratischer Aufwände auf den einzelnen Verwaltungsebenen. 
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Gesetz  

zur Änderung des  

Bayerischen Datenschutzgesetzes  

und weiterer Rechtsvorschriften 

vom … 

§ 1  

Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 

Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) vom 15. Mai 2018 (GVBl. S. 230, 
BayRS 204-1-I), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Für den Landtag gilt dieses Gesetz nicht, soweit er in Angelegenheiten der Ge-
setzgebung tätig ist.“ 

2. Dem Art. 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Werden personenbezogene Daten im Rahmen eines automatisierten Ab-
rufverfahrens an eine andere öffentliche Stelle oder im Einzelfall auf deren Ersu-
chen übermittelt, trägt diese die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermitt-
lung.“ 

3. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 werden die folgenden Abs. 2 und 3 eingefügt: 

„(2) Soweit öffentliche Stellen personenbezogene Daten rechtmäßig verar-
beiten, dürfen sie in diesem Rahmen personenbezogene Daten anonymisieren. 

(3) Sind mit Daten personenbezogene Daten so verbunden, dass eine Tren-
nung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, ist die Verarbei-
tung im Sinne von Abs. 1 auch dieser Daten zulässig, soweit nicht schutzwür-
dige Interessen betroffener Personen offensichtlich überwiegen.“ 

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4 und wird wie folgt geändert: 

aa) Vor Satz 1 wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„1Im Rahmen von Abs. 1 ist die Erhebung von Daten aus allgemein zugäng-
lichen Quellen zulässig, soweit nicht schutzwürdige Interessen betroffener 
Personen offensichtlich überwiegen; Quellen in diesem Sinne umfassen 
auch öffentlich gestellte Informationen auf Internetplattformen mit vorheriger 
Registrierungspflicht.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden die Sätze 2 und 3. 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und die Angabe „Satzes 2 Nr. 2 und 3“ wird 
durch die Angabe „Satzes 3 Nr. 2 und 3“ ersetzt. 

dd) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und die Angabe „Satz 2 Nr. 1 und 2“ wird 
durch die Angabe „Satz 3 Nr. 1 und 2“ ersetzt. 

c) Folgender Abs. 5 wird angefügt: 

„(5) Bei einer Weiterleitung dienstlicher Eingänge wegen Unzuständigkeit 
dürfen auch die in dem Eingang enthaltenen personenbezogenen Daten mit 
übermittelt werden, es sei denn, dass der Wille des Absenders oder der Absen-
derin offenkundig entgegensteht.“ 

4. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird nach der Angabe „Übermittlung“ die Angabe „und auto-
matisierte Abrufverfahren“ eingefügt. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 1Öffentliche Stellen dürfen im Rahmen der Erfüllung der ihnen obliegen-
den Aufgaben automatisierte Verfahren, welche die Übermittlung personenbe-
zogener Daten durch Abruf ermöglichen, einrichten. 2Dies gilt auch für die Ein-
richtung automatisierter Verfahren, die mehreren öffentlichen Stellen die Verar-
beitung personenbezogener Daten in einem Datenbestand ermöglichen sollen 
oder bei denen die beteiligten öffentlichen Stellen sich wechselseitig Zugriffe 
auf die gespeicherten personenbezogenen Daten ermöglichen sollen.“ 

d) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden aufgehoben. 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „der Bestimmungen der“ durch die 
Angabe „der Art. 6 Abs. 4 und Art. 5 Abs. 1 Buchst. b Halbsatz 2“ ersetzt. 

bb) In Nr. 2 wird die Angabe „können“ durch die Angabe „könnten“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 wird vor der Angabe „Art. 8 und 24 Abs. 3“ die Angabe „Art. 7 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3 Satz 2,“ eingefügt. 

6. Art. 7 wird durch folgenden Art. 7 ersetzt: 

„Art. 7  

Künstliche Intelligenz 

(zu Art. 4 Nr. 7, Art. 6 Abs. 3, 4, Art. 9 Abs. 2, Art. 23 DSGVO) 

(1) 1Zur Entwicklung eines KI-Systems im Sinne von Art. 3 Nr. 1 der Verordnung 
(EU) 2024/1689 oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck im 
Sinne von Art. 3 Nr. 63 der Verordnung (EU) 2024/1689 dürfen öffentliche Stellen 
nach Maßgabe von Abs. 4 eigene und zu diesem Zweck übermittelte personenbe-
zogene Daten einschließlich solcher nach Art. 9 Abs. 1 DSGVO verarbeiten, soweit 
dies zum Schutz wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses, insbeson-
dere der Bereitstellung einer effizienten Verwaltung, erforderlich ist und soweit der 
später beabsichtigte Einsatz der Erfüllung einer Aufgabe dient, die der öffentlichen 
Stelle obliegt; Entwicklung in diesem Sinne umfasst insbesondere die originäre Ent-
wicklung, das Training, die Validierung, die Testung, die Modifizierung und die Ve-
rifizierung. 2Dies gilt auch, soweit die Trainings-, Validierungs- und Testdaten zu 
anderen Zwecken erhoben wurden. 3Die Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten nach Satz 1 ist nur zulässig, soweit der Zweck durch Informationen ohne Per-
sonenbezug oder nachrangig auch mittels pseudonymisierter Daten nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erfüllt werden kann.  

(2) 1Einer öffentlichen Stelle dürfen zum Zweck der eigenverantwortlichen Ent-
wicklung eines KI-Systems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungs-
zweck, welches von einer oder mehreren öffentlichen Stellen eingesetzt werden 
soll, personenbezogene Daten anderer öffentlicher Stellen nach Maßgabe von 
Abs. 1 übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist. 2In diesem Fall ist erstere für 
die Entwicklung und die weitere Verarbeitung dieser Daten innerhalb des KI-Sys-
tems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck im Hinblick auf 
diesen Zweck alleine verantwortlich und muss entsprechende Schutzmechanismen 
insbesondere nach Abs. 4 vorsehen. 3Kommt es bei Entwicklung oder Einsatz eines 
KI-Systems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck zu einer 
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, werden unverzüglich alle öf-
fentlichen Stellen im Sinne von Satz 1 informiert, soweit deren Datenverarbeitung 
davon betroffen ist. 

(3) 1Personenbezogene Daten dürfen zum Zwecke der Entwicklung eines KI-
Systems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck, welches von 
mehreren öffentlichen Stellen eingesetzt werden soll, auch an öffentliche Stellen 
des Bundes oder anderer Länder nach Maßgabe von Abs. 1 übermittelt werden, 
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sofern die Übermittlung erforderlich ist, und die Empfänger Schutzmechanismen 
entsprechend Abs. 4 vorsehen. 2Dies gilt auch, soweit die Trainings-, Validierungs- 
und Testdaten zu anderen Zwecken erhoben wurden. 

(4) Für die Entwicklung im Sinne der Abs. 1 und 2 Satz 2 gelten folgende Vo-
raussetzungen: 

1. es bestehen wirksame Überwachungsmechanismen, auf deren Grundlage der 
Verantwortliche sicherstellt, dass hohe Risiken für die Rechte und Freiheiten 
betroffener Personen im Sinne von Art. 35 DSGVO frühzeitig festgestellt und 
minimiert werden; werden hierbei hohe Risiken festgestellt, so werden diese 
umgehend durch Reaktionsmechanismen technischer oder organisatorischer 
Art eingedämmt; soweit dies nicht möglich ist, wird die Verarbeitung beendet; 

2. personenbezogene Daten, die im Rahmen der Entwicklung eines KI-Systems 
oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck verarbeitet werden, 
befinden sich in einer geschützten Datenverarbeitungsumgebung; es sind ge-
eignete technische und organisatorische Maßnahmen, auch nach den Art. 25 
und 32 DSGVO, zu treffen. 

(5) Im Hinblick auf personenbezogene Daten, die in einem KI-System oder ei-
nem KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck enthalten sind, bestehen die 
Rechte und Pflichten aus den Art. 15 bis 17, 21 und 34 DSGVO zur Sicherstellung 
einer effektiven Verwaltung und zur Wahrung wichtiger finanzieller Interessen des 
Freistaates Bayern nur unter folgenden Maßgaben: 

1. ein Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO besteht nicht, soweit diesem nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand im Hinblick auf die Interessen der 
Betroffenen nachgekommen werden kann; 

2. ein Recht auf Berichtigung und Löschung nach den Art. 16 und 17 DSGVO be-
steht nicht, solange dies unter Berücksichtigung der Interessen der betroffenen 
Personen nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand an technischen 
oder wirtschaftlichen Mitteln oder erheblichen ökologischen Folgen möglich 
wäre; an die Stelle einer Berichtigung oder Löschung treten ein Filter oder sons-
tige geeignete Maßnahmen, soweit der Aufwand unter Berücksichtigung der In-
teressen der betroffenen Personen verhältnismäßig ist; 

3. bei einem Widerspruch nach Art. 21 DSGVO darf der Verantwortliche die Daten 
dennoch weiterverarbeiten, soweit das Einstellen der Verarbeitung nur mit un-
verhältnismäßigem Aufwand im Hinblick auf die Interessen der Betroffenen 
möglich wäre; 

4. eine Benachrichtigung nach Art. 34 DSGVO unterbleibt, soweit sich dies als 
unmöglich erweist; Art. 34 Abs. 3 DSGVO bleibt unberührt. 

(6) 1Die Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend für die Entwicklung sonstiger automa-
tisierter Verfahren zum Zweck der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und zum Schutz 
wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses, insbesondere der Bereit-
stellung einer effizienten Verwaltung. 2Die Schutzmechanismen nach Abs. 4 sind 
an das Risiko der Datenverarbeitung anzupassen.“ 

7. In Art. 8 Abs. 3 wird vor der Angabe „Art. 26 Abs. 2 und Art. 27 Abs. 2“ die Angabe 
„Art. 7 Abs. 1,“ eingefügt. 

8. In Art. 9 Abs. 2 wird die Angabe „Art. 4 Abs. 2 Satz 2“ durch die Angabe „Art. 4 
Abs. 4 Satz 3“ ersetzt. 

9. Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Beobachtung öffentlich sowie nicht-öffentlich zugänglicher Bereiche 
mit optisch-elektronischen Einrichtungen sowie die Verarbeitung der dadurch 
erhobenen personenbezogenen Daten (Videoüberwachung) ist zulässig, soweit 
dies im Rahmen der Erfüllung von Aufgaben des Verantwortlichen im öffentli-
chen Interesse oder in Ausübung ihm übertragener öffentlicher Gewalt, ein-
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schließlich der Wahrnehmung seines Hausrechts, erforderlich ist und keine An-
haltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Personen überwiegen.“ 

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Darüber hinaus bestehen Betroffenenrechte gemäß Kapitel III DSGVO nur, 
soweit erhobene Daten bestimmten Personen zugeordnet wurden; die Art. 9 
und 10 bleiben unberührt.“ 

10. Art. 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a und e“ durch 
die Angabe „6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. a und e“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 Nr. 1 wird die Angabe „ , Art. 7 und 8 “ durch die Angabe „und Art. 8“ 
ersetzt. 

11. Dem Art. 29 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 7 Abs. 5 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die Auskunft nach Art. 15 
DSGVO auch unter den Voraussetzungen des Art. 65 Abs. 2 Satz 1 des Polizeiauf-
gabengesetzes (PAG) unterbleiben kann.“ 

12. Art. 39 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtli-
chen Informationen gehen vor.“ 

b) In Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „in Angelegenheiten der Staatsleitung 
und der Rechtsetzung“ gestrichen. 

§ 2  

Änderung des  
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-
1-1-K), das zuletzt durch § 39 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) und 
durch § 3 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 139) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

Art. 85 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Im Übrigen gelten Art. 3 Abs. 3 und Art. 4 Abs. 3 BayDSG.“ 

§ 3  

Änderung der Bayerischen Schulordnung 

Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) vom 1. Juli 2016 (GVBl. S. 164, 241, 
BayRS 2230-1-1-1-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 2. Juli 2025 (GVBl. S. 
272) und durch § 3 der Verordnung vom 4. Juli 2025 (GVBl. S. 298) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Anlage 2 Abschnitt 6 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Zwecke der Verarbeitung 

Beobachtung öffentlich sowie nicht-öffentlich zugänglicher Bereiche mit optisch-
elektronischen Einrichtungen sowie Verarbeitung der dadurch erhobenen perso-
nenbezogenen Daten, soweit dies zur Erfüllung der zugewiesenen öffentlichen Auf-
gaben einschließlich der Wahrnehmung des Hausrechts erforderlich ist und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der betroffenen Per-
sonen überwiegen.“  
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§ 4  

Änderung des Bayerischen Maßregelvollzugsgesetzes 

Das Bayerische Maßregelvollzugsgesetz (BayMRVG) vom 17. Juli 2015 (GVBl. S. 
222, BayRS 312-3-A), das zuletzt durch § 10 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. 
S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 34 Nr. 1 Halbsatz 2 wird die Angabe „Art. 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2, Satz 3“ durch die 
Angabe „Art. 4 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2, Satz 4“ ersetzt. 

§ 5  

Änderung des Bayerischen Strafvollzugsgesetzes 

Das Bayerische Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG) vom 10. Dezember 2007 (GVBl. 
S. 866, BayRS 312-2-1-J), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2026 (GVBl. 
S. 330) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 196 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „Art. 4 Abs. 2“ durch die Angabe „Art. 4 
Abs. 4 Satz 2 bis 5“ ersetzt. 

2. In Art. 199 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „Art. 7 Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe 
„Art. 3 Abs. 3“ ersetzt. 

§ 6 

Änderung der Bayerischen ALKIS-Abrufverordnung 

Die Bayerische ALKIS-Abrufverordnung (BayALKISV) vom 3. Februar 2006 (GVBl. 
S. 116, BayRS 219-8-F), die zuletzt durch Verordnung vom 7. April 2022 (GVBl. S. 171) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

§ 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird die Angabe „ , auch wenn hierfür kein konkreter Anlass besteht“ ge-
strichen. 

2. Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Eine Kontrolle nach Satz 1 soll nur dann erfolgen, wenn dazu Anlass besteht.“ 

§ 7 

Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 

Das Bayerische Sicherheitsüberprüfungsgesetz (BaySÜG) vom 27. Dezember 
1996 (GVBl. S. 509, BayRS 12-3-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 
2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In Art. 38 Satz 1 wird die Angabe „Art. 4 Abs. 1, 7, 11, 15 bis 17, 20 und 23“ durch die 
Angabe „Art. 3 Abs. 3, Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 2, Art. 11, 15 bis 17, 20 und 23“ ersetzt. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) wurde mit der Verabschiedung der 
DSGVO grundlegend neukonzipiert. Bereits bei der Neukonzeption war eine der we-
sentlichen Zielrichtungen, die durch die DSGVO eingeräumten Regelungsspielräume 
im Rahmen entsprechender Öffnungsklauseln im Interesse einer effektiven Verwaltung 
zu nutzen. 

Nicht zuletzt wegen den voranschreitenden technologischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen, neuen Verwaltungsverfahren, praktischen Vollzugserfahrungen sowie 
der sich weiterentwickelnden Rechtsprechung ist fortlaufend zu prüfen, ob rechtliche 
Klarstellungen und Vereinfachungen möglich sind und wie die Verwaltungspraxis diese 
umsetzt. Daher ist eine punktuelle Änderung und Modernisierung des BayDSG nun-
mehr angezeigt, die vor allem weitere Vereinfachungs- und Entbürokratisierungspoten-
tiale im Blick hat. 

Die vorgenommenen Änderungen im BayDSG setzen den Weg der Staatsregierung 
fort, gesetzliche Regelungen zu vereinfachen und auf das Wesentliche zu konzentrie-
ren, ohne dabei das Schutzniveau insbesondere sensibler Daten von Bürgerinnen und 
Bürgern abzusenken. 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung; Paragraphenbremse 

Mit dem Gesetz zur Änderung des BayDSG und weiterer Rechtsvorschriften werden 
Änderungen im BayDSG sowie notwendige Folgeänderungen an weiteren bestehenden 
Gesetzen mit dem Ziel der Entbürokratisierung und Vereinfachung im Bereich Daten-
schutz umgesetzt. Die beabsichtigten gesetzlichen Regelungen unterstützen die baye-
rischen öffentlichen Stellen maßgeblich dabei, ihre Arbeit weiterhin effizient und zeitge-
mäß und dem digitalen Fortschritt entsprechend erfüllen zu können. Die neu geschaf-
fenen Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentli-
che Stellen sind zwingend erforderlich, da sich diese nicht aus dem EU-Recht bzw. der 
DSGVO selbst ergeben, sondern vom nationalen Gesetzgeber geschaffen werden 
müssen (vgl. Art. 6 Abs. 3 DSGVO). Auf Bundesebene sind bisher keine entsprechen-
den Regelungen absehbar. 

C) Besonderer Teil 

 

Zu § 1 (Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 1 Abs. 2 Satz 2) 

Der Europäische Gerichtshof hat sich mit Urteil vom 09.07.2020, Az. C-272/19 sowie 
vom 16.01.2024, Az. C-33/22 mit dem Themenkomplex, ob parlamentarische Tätigkei-
ten allgemein oder grundsätzlich umfassend der DSGVO unterfallen, befasst. Aus dem 
Urteil vom 16.01.2024, Az. C-33/22 geht hervor, dass eine Tätigkeit nicht allein deshalb 
außerhalb des Anwendungsbereichs des Unionsrechts liegt und damit der Anwendung 
der DSGVO entzogen ist, weil sie von einem vom Parlament eines Mitgliedstaats in 
Ausübung seines Kontrollrechts der Exekutive eingesetzten Untersuchungsausschuss 
ausgeübt wird. Vor diesem Hintergrund wird die bisherige Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs des BayDSG auf die Tätigkeit des Bayerischen Landtags in Verwal-
tungsangelegenheiten angepasst; Gesetzgebung wird in diesem Zusammenhang als 
außerhalb des Anwendungsbereichs der DSGVO im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchst. a 
i.V.m. Erwägungsgrund 16 DSGVO angesehen. Dadurch kommt die allgemeine Rege-
lung des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 zur Geltung, wenn der Landtag nicht als Gesetzgeber tätig 
wird. 

Zu Nr. 2 (Art. 3 Abs. 3) 

Die schon bisher teilweise in Art. 5 Abs. 4, teilweise in Art. 7 Abs. 1 Satz 2 enthaltene 
Regelung, wonach die Verantwortung für einen Datenabruf bei der abrufenden Stelle 
liegen soll, gilt gleichermaßen für das automatisierte Verfahren wie für den Abruf im 
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Einzelfall. Zur leichteren Lesbarkeit wurden die Regelungen nun in Art. 3 Abs. 3 zusam-
mengezogen.  

Dem nationalen Gesetzgeber stehen nach Art. 4 Nr. 7 DSGVO Regelungsspielräume 
zu; die in der bisherigen Regelung enthaltenen abgestuften Prüfpflichten sind daher 
nicht zwingend. Durch die neue Regelung wird die einseitige Verantwortlichkeitszuwei-
sung der anfordernden Stelle eindeutig formuliert und die übermittelnde Stelle damit 
klarer als bisher entlastet. Selbst bei einer gemeinsamen Verantwortlichkeit würden 
wohl keine abgestuften Prüfpflichten gelten (vgl. EuGH, Urteil vom 29.7.2019, C-40/17), 
daher sollten solche auch nicht im Fall der einseitigen Verantwortlichkeitszuweisung, 
einem tendenziell weniger risikoreichen Fall, bestehen. 

Auch Übermittlungsvoraussetzungen, die allein in der Sphäre der ersuchten Stelle lie-
gen, wie insbesondere die Beachtung der Zweckbindung, sind von der anfordernden 
Stelle zu prüfen. Hierzu müssen ggf. ergänzende Angaben, die nur bei der ersuchten 
Stelle vorliegen, durch die ersuchende Stelle angefordert werden. 

Dass bei automatisierten Abrufverfahren auch Maßnahmen zum Schutz der betroffenen 
Daten zwingend ergriffen werden müssen, ergibt sich unmittelbar aus Art. 25 DSGVO, 
welcher keine Konkretisierung im nationalen Recht erfordert oder voraussetzt. Die bis-
her geregelte Pflicht der von einem Datenabruf betroffenen Stelle, Übermittlungen 
durch Stichprobenverfahren feststellen und überprüfen zu können, muss ebenfalls nicht 
speziell geregelt werden, da sich die Pflicht, geeignete Schutzmaßnahmen zu ergreifen, 
schon aus der bis zum Abruf verbleibenden Verantwortung für die Daten ergibt. 

Zu Nr. 3 (Art. 4) 

Zu Buchst. a 

Art. 4 Abs. 2-neu: 

Es wird eine Regelung geschaffen, die die Anonymisierung erlaubt. In der Praxis be-
steht Unklarheit darüber, ob die Anonymisierung von Daten eine Datenverarbeitung 
darstellt, die einer Rechtsgrundlage bedarf. Das schließt die Herstellung synthetischer 
Daten ein. Da die Verwendung anonymisierter Daten anstelle personenbezogener Da-
ten für die betroffenen Personen vorzugswürdig ist und dem Grundsatz der Datenmini-
mierung entspricht, sollte die Praxis nicht durch eine unklare Rechtslage davon abge-
halten werden Daten zu anonymisieren. Synthetische Daten sind „künstliche“ Daten, 
die in Eigenschaften und Struktur (idealerweise) den Originaldaten stark ähnlich sind, 
selbst aber keine „echten“ Datenpunkte enthalten. Anonymisieren ist das Verändern 
von Daten dergestalt, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse nicht mehr einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet 
werden können. Mangels Personenbezug findet die DSGVO bzw. das Datenschutz-
recht keine Anwendung auf die weitere Verarbeitung anonymisierter Daten (s. Erwä-
gungsgrund 26, Satz 5 und 6 zur DSGVO). 

Art. 4 Abs. 3-neu: 

Es wird klargestellt, dass die Verarbeitung von untrennbar verbundenen Daten zulässig 
ist. Die bisher in Art. 5 Abs. 2 enthaltene Regelung wird in Art. 4 Abs. 3 verschoben, da 
die Untrennbarkeit nicht nur im Rahmen der Datenübermittlung, sondern auch bei an-
deren Datenverarbeitungsschritten, wie der Erhebung durch die datenempfangende 
Stelle, eine Rolle spielt. Der neue Art. 4 Abs. 3 gilt auch für die Übermittlung nach Art. 
5 Abs. 1. Außerdem sollen auch personenbezogene Daten erfasst sein, die untrennbar 
mit nicht personenbezogenen Daten verbunden sind. Darüber hinaus entfällt die Unter-
scheidung zwischen betroffenen Personen und Dritten, da diese schon jetzt im Ergebnis 
keine Rolle spielt. 

Zu Buchst. b 

Art. 4 Abs. 4 Satz 1-neu: 

Der neu eingefügte Abs. 4 Satz 1 stellt klar, dass Datenerhebungen aus allgemein zu-
gänglichen, auch öffentlichen, Quellen zulässig sind und regelt insoweit, dass insbe-
sondere auch Informationen auf Internetplattformen mit vorheriger Registrierungs-
pflicht, die Nutzer der dortigen Öffentlichkeit uneingeschränkt zur Verfügung gestellt 
haben, solche Quellen darstellen. Nicht unter öffentlich gestellte Informationen fallen 
Daten, welche die Nutzer nur auf ihre Kontakte beschränken. Die Regelung erlaubt, 
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dass Daten beispielsweise unter Zuhilfenahme von Accounts erhoben werden dürfen. 
Dies ist für nicht-öffentliche Stellen schon unmittelbar durch die DSGVO (insbesondere 
Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f erlaubt und wird von der Öffentlichkeit auch von 
Behörden erwartet. Somit wird veränderten digitalen Gegebenheiten Rechnung getra-
gen. 

Art. 9 Abs. 2 Buchst. e DSGVO bleibt insoweit unberührt. 

Auch die Frage, ob und ggf. mit welchen Maßgaben sich eine öffentliche Stelle auf So-
zialen Medien präsentieren sollte, bleibt davon unberührt. 

Eine Einschränkung dieser Verarbeitungsbefugnis soll gelten, soweit schutzwürdige In-
teressen betroffener Personen offensichtlich überwiegen. Beispielsweise dürfen er-
kennbar rechtswidrig veröffentlichte Daten nicht aus allgemein zugänglichen Quellen 
erhoben werden. 

Infolge der Neuregelung in Abs. 2 und 3 verschieben sich die bisherigen Regelungen 
aus Art. 4 Abs. 2 speziell zur Datenerhebung in den neuen Art. 4 Abs. 4. 

Aufgrund der Neuregelung in Abs. 4 Satz 1-neu werden die Sätze 2 und 3 des bisheri-
gen Abs. 2 zu Sätzen 3 und 4 des neuen Abs. 4. 

Zu Buchst. c 

Art. 4 Abs. 5-neu: 

Es kann regelmäßig unterstellt werden, dass eine an eine unzuständige Behörde ge-
richtete Eingabe darauf abzielt, auch von der tatsächlich zuständigen Stelle gelesen 
und bearbeitet zu werden. Deshalb soll in Anlehnung an § 14 Allgemeine Geschäfts-
ordnung der Staatsregierung durch den neu eingefügten Abs. 4 klargestellt werden, 
dass bei Weiterleitungen wegen Unzuständigkeit auch in Eingängen enthaltene perso-
nenbezogene Daten übermittelt werden dürfen, es sei denn, der Wille des Absenders 
oder der Absenderin steht offenkundig entgegen. Dafür, dass eine Übermittlung nicht 
gewünscht ist, kann unter Umständen auch sprechen, wenn besonders sensible Daten 
im Sinne von Art. 9, 10 DSGVO betroffen sind. Auch die Weiterleitung von Daten zur 
Abklärung der Zuständigkeit für die Bearbeitung einer Eingabe ist zulässig, wenn kein 
entsprechender, entgegenstehender Wille erkennbar ist; eine anonymisierte Abklärung 
der Zuständigkeit ist in der Praxis kaum möglich. Damit wird Rechtssicherheit geschaf-
fen, die Zusammenarbeit zwischen Behörden erleichtert und eine pragmatische Hand-
habung von Eingaben im Sinne der Bürgerfreundlichkeit unterstützt. 

Zu Nr. 4 (Art. 5) 

Zu Buchst. a 

Da automatisierte Abrufverfahren künftig in Art. 5 geregelt werden, wird die Überschrift 
entsprechend ergänzt. 

Zu Buchst. b 

Zu Art. 5 Abs. 1 Satz 2-alt: 

Die bisherige Regelung, wonach ein nicht öffentlicher Datenempfänger die übermittel-
ten Daten nur für den Zweck verarbeiten darf, zu dem sie ihm übermittelt wurden, wird 
gestrichen. Dem Schutz der übermittelten Daten wird bereits dadurch Rechnung getra-
gen, dass sich die Grenzen der Weiterverarbeitung von übermittelten Daten aus Art. 6 
Abs. 4 DSGVO ergeben, welcher bereits eine ausgewogene Zweckänderungsregelung 
enthält. Durch die Streichung von Art. 5 Abs. 1 Satz 2-alt werden europarechtlich nicht 
erforderliche, einschränkende Landesregelungen aufgehoben. 

Zu Buchst. c 

Art. 5 Abs. 2-neu: 

Die bisherigen Regelungen des Art. 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 werden in vereinfachter 
Form in Art. 5 Abs. 2 neu gefasst und auf das Wesentliche reduziert.  

Die Regelungen werden in Art. 5 verortet, da das automatisierte Abrufverfahren eine 
spezielle Form der Datenübermittlung darstellt.  

Automatisierte Verwaltungsabläufe sollen im digitalen Zeitalter die Regel und nicht 
mehr die Ausnahme sein. Und da die DSGVO für automatisierte Abrufverfahren keine 
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nationale Regelung erfordert, wird auf einschränkende Regelungen dazu verzichtet. 
Damit werden auch das Once-Only-Prinzip gestärkt und Bürgerinnen und Bürger von 
Beibringungspflichten entlastet; Ziel des Once-Only-Prinzips ist es, den Austausch von 
Daten zwischen Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen mit der Verwaltung zu 
vereinfachen. Es soll ermöglicht werden, dass einmal mitgeteilte Informationen nicht 
erneut angegeben werden müssen, sondern die zuständigen Behörden diese abrufen 
können. Automatisierte Abrufverfahren sind damit grundsätzlich zulässig, wenn die Vor-
gaben der DSGVO eingehalten werden, insbesondere eine Rechtsgrundlage sowie - 
falls erforderlich - eine Zweckänderungsbefugnis besteht. 

Auch der Grundsatz der Datenminimierung, Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DSGVO, steht nicht 
entgegen, weil in der Sache ohnehin in jedem Einzelfall gesondert eine Rechtsgrund-
lage für die Datenübermittlung bestehen muss. Die Frage, ob eine Datenübermittlung 
zulässig ist, soll damit gerade nicht geregelt werden (dies bestimmt sich nach Fachrecht 
oder Art. 4, 5 Abs. 1 BayDSG). 

Die für automatisierte Abrufverfahren im Sinne von Satz 1 erforderliche Verantwortlich-
keitszuweisung wird in Art. 3 Abs. 3 geregelt. 

Zu Buchst. d 

Zu Art. 5 Abs. 2-alt: 

Die Regelung des bisherigen Art. 5 Abs. 2 wurde im neuen Art. 4 Abs. 3 neu gefasst. 

Zu Art. 5 Abs. 3-alt: 

Bei der Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder Datenverarbeitungsanla-
gen durch andere öffentliche Stellen liegt im Regelfall weder ein Fall der Auftragsverar-
beitung noch der Datenübermittlung vor, sondern eine andere, rechtfertigungsbedürf-
tige Form der Verarbeitung im Sinne von Art. 4 Nr. 2 DSGVO. Für diesen Fall wurden 
zum Schutz der Interessen der betroffenen Personen im bisherigen Art. 5 Abs. 3 ein-
zelne Vorschriften der Auftragsverarbeitung des Art. 28 DSGVO für entsprechend an-
wendbar erklärt. (Vgl. LT-Drs. 17/19628 S.34; Wilde/Ehmann/Niese/Knoblauch, Daten-
schutz in Bayern, 37. Aktual. 2024, Art. 5 BayDSG Rn. 35ff.; HK-BayDSG/Matthias 
Stief, 1. Aufl. 2021, BayDSG Art. 5 Rn. 82f.)  

Diese Regelung hat in der Praxis jedoch zu Auslegungsschwierigkeiten und Mehrauf-
wand geführt und wird daher aufgehoben. Künftig muss der Verantwortliche in diesen 
Fällen nunmehr lediglich prüfen, ob eine Auftragsverarbeitung vorliegt und Art. 28 
DSGVO anwendbar ist. Ist dies nicht der Fall, verbleibt die übliche Prüfung der Erfor-
derlichkeit technischer und organisatorischer Maßnahmen, wie beispielsweise einer 
entsprechenden Verschwiegenheitserklärung. 

Zu Art. 5 Abs. 4-alt: 

Die Regelung wurde verkürzt in Art. 3 Abs. 3 überführt. 

Zu Nr. 5 (Art. 6) 

Zu Buchst. a 

Der Hinweis in Art. 6 Abs. 2 BayDSG auf Art. 6 Abs. 4, 5 Abs. 1 Buchst. b Halbsatz 2 
DSGVO anstelle des bisherigen allgemeinen Verweises auf die DSGVO ist lediglich 
eine Klarstellung, um das Verständnis der Norm zu verbessern. 

In Abs. 2 Nr. 2 ist eine redaktionelle Berichtigung vorzunehmen. 

Zu Buchst. b 

Der neu eingefügte Art. 7 Künstliche Intelligenz (KI) enthält in Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 
Satz 2 spezielle Zweckänderungsbefugnisse. Die Ergänzung in Art. 6 Abs. 3 stellt klar, 
dass diese von den Regelungen des Art. 6 unberührt bleiben. 

Zu Nr. 6 (Art. 7) 

Zu Art. 7-alt: 

Art. 7 in der alten Fassung wird aufgehoben. Automatisierte Abrufverfahren werden nun 
in vereinfachter Form in Art. 5 Abs. 2 geregelt. Die dafür erforderliche Verantwortlich-
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keitszuweisung findet sich nun in Art. 3 Abs. 3. Bisher in Art. 7 geregelte, europarecht-
lich nicht vorgeschriebene Einschränkungen entfallen, um Bürokratie abzubauen und 
Verwaltungsabläufe zu beschleunigen und zu vereinfachen. 

Art. 7-neu: 

Der neue Art. 7 enthält datenschutzrechtliche Regelungen in Ergänzung der Verord-
nung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz. Die Verordnung (EU) 2024/1689 über 
künstliche Intelligenz enthält - von wenigen Ausnahmen abgesehen - keine Daten-
schutzregelungen, sie lässt die DSGVO unberührt (vgl. Art. 2 Abs. 7 Satz 2 Verordnung 
(EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz). Da die DSGVO aber für öffentliche Stellen, 
anders als für nicht öffentliche Stellen, regelmäßig Rechtsgrundlagen im nationalen 
Recht voraussetzt, bedarf es insoweit einer Regelung. Ein Rückgriff auf Art. 6 Unterabs. 
1 Buchst. f DSGVO ist für Behörden in der Regel nicht möglich, da dieser nach Unter-
abs. 2 nicht für die von Behörden in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene Verarbei-
tung gilt. Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz bleiben 
durch die Neuregelung schon wegen des Vorrangs des Europarechts unberührt, eine 
automatisierte Entscheidungsfindung nach Maßgabe Art. 22 DSGVO wird nicht erlaubt, 
entsprechende Regelungen sind gesonderten Gesetzgebungsvorhaben bzw. Regelun-
gen vorbehalten.  

Art. 7 ist wie folgt aufgebaut: Zunächst wird in Abs. 1 bis Abs. 3 für öffentliche Stellen 
die Verarbeitung personenbezogener Daten für die Entwicklung eines KI-Systems oder 
eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck zugelassen. 

Um den Schutz der personenbezogenen Daten sicherzustellen, sind dazu im zweiten 
Schritt in Abs. 4 entsprechende Schutzmechanismen geregelt. Abs. 5 schränkt be-
stimmte Betroffenenrechte im erforderlichen Umfang ein, Abs. 6 erstreckt die Regelung 
auf die Entwicklung sonstiger automatisierter Verfahren zum Zweck der Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben und zum Schutz wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Inte-
resses. 

Art. 7 gilt als allgemeine Regelung nur für KI mit geringer Eingriffstiefe. 

Art. 7 Abs. 1-neu: 

Der Systematik der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz folgend wer-
den neben den KI-Systemen nach Art. 3 Nr. 1 Verordnung (EU) 2024/1689 über künst-
liche Intelligenz, die auch KI-Modelle mit einem oder mehreren speziellen Verwen-
dungszwecken umfassen, auch die KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck 
umfasst, die in Art. 3 Nr. 63 Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz 
gesondert definiert sind.  

Vorbehaltlich anderweitiger Regelungen (Art. 1 Abs. 5 BayDSG) wird durch Abs. 1 die 
Verarbeitung personenbezogener Daten für die Entwicklung eines KI-Systems oder KI-
Modells mit allgemeinem Verwendungszweck mit geringer Eingriffstiefe auf Grundlage 
von Art. 6 Abs. 3 DSGVO unter Einhaltung der Vorgaben nach Abs. 4 zugelassen und 
die Befugnis zum Empfangen von Daten zur Entwicklung von KI-Systemen und KI-Mo-
dellen mit allgemeinem Verwendungszweck von anderen öffentlichen Stellen umfasst 
(spiegelbildlich zu Abs. 2 und 3).  

Unberührt bleiben selbstverständlich besondere Regelungen, beispielsweise aus dem 
Beamtenrecht zu Personalaktendaten; dies gilt für alle Abs. des Art. 7.  

Daten zur Entwicklung eines KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck sollen möglichst nicht personenbezogen oder zumindest pseudonymisiert 
sein; vorrangig sind also insbesondere anonyme, wie beispielsweise synthetische Da-
ten oder auf sonstige Weise anonymisierte Daten zu verwenden. Bei der Beurteilung, 
ob eine Entwicklung in gleicher Weise ohne jeden Personenbezug möglich ist, soll nicht 
auf das einzelne Datum, sondern auf den Kontext, d. h. das Dokument abgestellt wer-
den, in welchem das Datum steht. Eine Pseudonymisierung kann im Einzelfall auch 
dann erforderlich sein, wenn keine besonderen Kategorien personenbezogener Daten 
im Sinne Art. 9 Abs. 1 DSGVO betroffen sind. Die Sensibilität von Daten ist anhand der 
konkreten Umstände im Einzelfall zu beurteilen. 

Die Regelung betrifft beispielsweise Trainings-, Validierungs- wie auch Testdaten im 
Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz (Art. 3 Nr. 29, 30, 32 
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Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz); die Begrifflichkeiten sind an 
die Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz angelehnt. Modifizierung 
bedeutet Nachtrainieren bzw. Fortentwickeln oder andere denkbare Methoden zur Ver-
besserung eines KI-Systems oder -Modells, das heißt auch Finetuning. Verifizierung 
meint die Beobachtung des KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck. Soweit ein KI-System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwendungs-
zweck im Betrieb weiter lernt, zum Beispiel anhand von Prompts, kann dies ebenfalls 
ein Training im Sinne von Abs. 1 darstellen und wäre damit nur unter den Maßgaben 
von Abs. 4 zulässig. 

Nicht von der Regelung erfasst sind personenbezogene Daten, welche z.B. im Rahmen 
von Prompts bei Einsatz des KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck verarbeitet werden, ohne dass das KI-System oder KI-Modell mit allgemei-
nem Verwendungszweck damit weiter lernt. Die Frage, was beim Prompting erlaubt ist, 
unterliegt den allgemeinen Regelungen und ist nicht Gegenstand dieser Regelung. So-
weit diese Eingabe-Daten ausschließlich der fachrechtlichen Datenverarbeitung zuzu-
rechnen sind, kommt in diesem Kontext KI als reines Mittel der Verarbeitung zum Ein-
satz. Dafür ist keine eigene Rechtsgrundlage im Sinne des Art. 7 Abs. 1 erforderlich, 
weshalb in der Folge auch die Verantwortlichkeitszuweisung in Art. 7 Abs. 2 nicht greift. 
Derartige Eingabedaten, welche gerade auf eigener gesetzlicher Grundlage, häufig im 
Fachrecht, verarbeitet werden sollen, unterliegen den allgemeinen Verantwortlichkeits- 
und Zweckänderungsregelungen. 

Die Regelung in Abs. 1 ist insbesondere nach Maßgabe von Art. 9 Abs. 2 Buchst. g und 
– im Hinblick auf die vorgesehenen Beschränkungen von Betroffenenrechten – Art. 23 
Abs. 1 Buchst. e DSGVO aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses/ zum 
Schutz wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses, insbesondere zur Si-
cherstellung der Qualität, Effizienz, Nachhaltigkeit, Sicherheit, Widerstandsfähigkeit 
und Rechtmäßigkeit der Erfüllung von öffentlichen Aufgaben erforderlich, weshalb die 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 
Abs. 1 DSGVO, sowie für die Entwicklung nach Abs. 1 die zweckändernde Datennut-
zung zulässig sind: Eine moderne und effektive Verwaltung muss in der Lage sein, auf 
für ihre Zwecke entwickelte bzw. fortentwickelte und entsprechend validierte KI-Sys-
teme oder KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck zurückzugreifen. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund einer angespannten Haushaltslage. Gerade repeti-
tive und datenintensive Vorgänge können so beschleunigt und effizienter gestaltet wer-
den (vgl. auch Art. 59 Abs. 1 Buchst. a Ziffer v sowie Art. 10 Abs. 2 Buchst. b und Abs. 
5 Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz sowie Erwägungsgründe 63, 
67, 69 f.). Zudem muss die Verwaltung einer gestiegenen Zahl zunehmend KI-gestütz-
ter Zuschriften entsprechend begegnen können. 

Es handelt sich um eine datenschutzrechtliche Regelung im Sinne von Art. 6 Abs. 1 
Unterabs. 1 lit. e i.V.m. Abs. 3 DSGVO, Training und Testung von KI soll auch außerhalb 
der in der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz vorgesehenen Real-
labore unter klaren Voraussetzungen möglich sein. Art. 59 Abs. 3 Verordnung (EU) 
2024/1689 über künstliche Intelligenz steht dem nicht entgegen. 

Art. 7 Abs. 2-neu: 

Für den Fall, dass sich mehrere öffentliche Stellen für die Entwicklung eines KI-Systems 
oder KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck in der Form zusammenschlie-
ßen, dass eine öffentliche Stelle die Entwicklung durchführt und das KI-System oder KI-
Modell mit allgemeinem Verwendungszweck anschließend von einer oder mehreren öf-
fentlichen Stellen eingesetzt werden soll, besteht das Bedürfnis nach einer Übermitt-
lungsbefugnis an die entwickelnde Stelle, der Zuweisung der Verantwortlichkeit sowie 
einer Informationspflicht im Falle einer Datenschutzverletzung. 

Abs. 2 Satz 1 beinhaltet eine solche Übermittlungsbefugnis und legt durch den Verweis 
auf Abs. 1 einen strengen Erforderlichkeitsmaßstab insbesondere im Hinblick auf den 
Vorrang der Verwendung von Daten ohne Personenbezug sowie das Bestehen des 
Bezugs zur Aufgabenerfüllung an. Die Daten können auch auf andere Weise als durch 
singuläre Übermittlung zur Verfügung gestellt werden. 

Abs. 2 Satz 1 schafft die Rechtsgrundlagen für die Übermittlung und den Datenabruf 
bzw. -empfang und „öffnet“ daher beide „Türen“ nach der Rechtsprechung des BVerfG 
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zum sog. „Doppeltürmodell“ (BVerfG, Urteil vom 24. Januar 2021, Az. 1 BvR 1299/05, 
Rn. 123).  

Eigenverantwortlich bedeutet, dass die übermittelnden Stellen der entwickelnden Stelle 
entsprechend vollständige Verfügungshoheit über die Daten gewähren, einschließlich 
insbesondere der uneingeschränkten Zusammenführung der Daten zur Entwicklung 
des KI-Systems oder -Modells mit allgemeinem Verwendungszweck. 

Satz 2 regelt, dass die Datenverarbeitung innerhalb eines KI-Systems oder KI-Modells 
mit allgemeinem Verwendungszweck, soweit dieses von mehreren öffentlichen Stellen 
genutzt wird, der das KI-System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck 
eigenverantwortlich bereitstellenden Stelle im Hinblick auf diesen Zweck für mehrere 
andere Stellen zuzurechnen ist. Dies schließt nicht aus, dass Auftragsverarbeiter ein-
gebunden werden.  

Bei Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten werden in Satz 3 zusätzliche 
Mitteilungspflichten geregelt, um allen datenverarbeitenden Stellen eine Prüfung zu er-
möglichen, ob weitere Maßnahmen getroffen werden müssen. 

Art. 7 Abs. 3-neu: 

Abs. 3 Satz 1 regelt eine Übermittlungsbefugnis und legt durch den Verweis auf Abs. 1 
einen strengen Erforderlichkeitsmaßstab, insbesondere im Hinblick auf den Vorrang der 
Verwendung von Daten ohne Personenbezug sowie das Bestehen des Bezugs zur Auf-
gabenerfüllung an. Die empfangende Stelle muss einen Schutz entsprechend der 
Schutzmechanismen von Abs. 4 sicherstellen. Damit wird dafür gesorgt, dass Entwick-
lungsdaten für KI-Systeme oder KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck nicht 
schutzlos gestellt werden, wenn diese an andere öffentliche Stellen des Bundes oder 
eines Landes übermittelt werden. Satz 2 beinhaltet eine Zweckänderungsbefugnis. 

Die Rechtsgrundlage zum Abruf bzw. Empfang der Daten (nach dem „Doppeltürmodell“, 
s.o.) muss sich aus dem jeweils für die öffentlichen Stellen des Bundes oder der Länder 
geltenden Recht ergeben. 

Art. 7 Abs. 4-neu: 

Abs. 4 greift relevante, in der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz 
genannte, Schutzmechanismen gemäß Artikel 10 Abs. 5 und Artikel 59 Abs. 1 Verord-
nung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz bei Entwicklung eines KI-Systems oder 
KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck auf. Die in Abs. 4 aufgeführten Schutz-
mechanismen tragen maßgeblich zum Schutz personenbezogener Daten bei Entwick-
lung, Training, Validierung, Testung von KI-Systemen oder KI-Modellen mit allgemei-
nem Verwendungszweck, sowie bei der hierfür erforderlichen Datenübermittlung bei. 
Das verbleibende Risiko sollte unter Einbeziehung aller Verarbeitungsvorgänge eines 
KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck beurteilt werden. Re-
gelmäßig müssen – wie insbesondere aus Abs. 4 Nr. 1 hervorgeht, auf Basis der dort 
festgestellten Risiken im Einzelfall - weitere geeignete Schutzmaßnahmen wirksam um-
gesetzt werden, um insgesamt ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau im Sinne 
von Art. 32 DSGVO aller Verarbeitungsvorgänge zu gewährleisten. 

Nr. 1 und 2 stellen konkret dar, welche technisch-organisatorischen Maßnahmen bei 
der Entwicklung eines KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwendungs-
zweck zum Schutz der personenbezogenen Daten erforderlich sind. In welchen Fällen 
ein solch hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten betroffener Personen vorliegt, kann 
im Rückgriff auf die Regelungen der Datenschutzfolgenabschät-
zung gem. Art. 35 Abs. 3 DS-GVO ermittelt werden (BeckOK KI-Recht/von Kruede-
ner/Göbel, 5. Ed. 1.2.2026, KI-VO Art. 59 Rn. 45, 46). Hinsichtlich der Isolierung der 
Datenverarbeitungsumgebung ist eine ausschließliche Datenverarbeitung in einer funk-
tional getrennten, reinen Testumgebung entsprechend Art. 59 Abs. 1 Verordnung (EU) 
2024/1689 über künstliche Intelligenz dafür nicht erforderlich, insoweit lässt schon Art. 
59 Abs. 3 Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz abweichende Rege-
lungen zu. Es genügt vielmehr, dass es sich um eine ausreichend geschützte Daten-
verarbeitungsumgebung handelt. 

Die grundsätzliche Pflicht des Verantwortlichen zur Löschung personenbezogener Da-
ten ergibt sich bereits unmittelbar aus der DSGVO (Art. 17 DSGVO), daher wird dies im 
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Gesetz nicht erwähnt. Darüber hinaus ist diese Verpflichtung auch in Nr. 2 Satz 1 („ge-
schützte Datenverarbeitungsumgebung“) enthalten. Ergänzend sind die in Abs. 5 Nr. 2 
geregelten Einschränkungen des Rechts auf Löschung zu beachten. 

Art. 7 Abs. 5-neu: 

Abs. 5 betrifft alle in einem KI-System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwendungs-
zweck enthaltenen Trainingsdaten, unabhängig davon, von wem das Training durchge-
führt wurde. 

Für Daten wie die herangezogenen Trainingsdaten, ausgegebene Daten oder Prompt-
Daten gelten die allgemeinen Grundsätze; vgl. insbesondere Informations- bzw. Trans-
parenzpflichten für Anbieter und Betreiber gemäß Art. 26 Abs. 11, Art. 50 Abs. 1 und 3, 
53 Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz.  

Durch Abs. 5 werden nur die Betroffenenrechte der Art. 15 bis 17 und 21 DSGVO sowie 
die Benachrichtigung nach Art. 34 DSGVO im Sinne von Art. 23 Abs. 1 Buchst. e 
DSGVO zur Sicherstellung einer effektiven Verwaltung und zur Wahrung wichtiger fi-
nanzieller Interessen des Freistaats unter Berücksichtigung der Interessen der Betroffe-
nen in verhältnismäßigem Umfang eingeschränkt; die Interessen der Betroffenen wer-
den zudem bereits durch die in Abs. 4 vorgesehenen rechtlichen, technischen und or-
ganisatorischen Schutzmechanismen hinreichend gewährleistet. Soweit Daten ausge-
worfen werden, bestehen Betroffenenrechte nach Maßgabe des jeweiligen Fachrechts 
uneingeschränkt fort. Die Rechte der Betroffenen werden im Übrigen ausreichend durch 
die sonstigen Pflichten auch aus der Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intel-
ligenz gewahrt. Eine umfassende Pflicht, Klardaten vorzuhalten, um Betroffenenrechte 
nach der DSGVO zu wahren, soll nicht bestehen: Es wäre gerade nicht im Interesse 
betroffener Personen, wenn im KI-System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwen-
dungszweck gespeicherte Daten deshalb als Klardaten, beispielsweise in einer Daten-
bank vorgehalten werden müssten, weil nur so die Betroffenenrechte gewahrt werden 
können. Vielmehr entspricht es dem Grundsatz der Datenminimierung, die Rückverfolg-
barkeit der Daten auf ein Minimum herabzusetzen und, um dies zu ermöglichen, auch 
Betroffenenrechte entsprechend einzuschränken.  

Werden Klardaten über eine von außerhalb des KI-Systems oder KI-Modells mit allge-
meinem Verwendungszweck geführte Datenbank zugänglich gehalten, so bestehen die 
Betroffenenrechte nach der DSGVO uneingeschränkt fort.  

Eine Berichtigung sowie eine Löschung von Daten nach Maßgabe von Art. 16 und Art. 
17 DSGVO innerhalb des KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem Verwendungs-
zweck, bei welchen eine Personenbeziehbarkeit nicht gänzlich ausgeschlossen werden 
kann, soll dann nicht bestehen, solange dies unter Berücksichtigung der Interessen be-
troffener Personen nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand an technischen 
oder wirtschaftlichen Mitteln oder erheblichen ökologischen Folgen möglich wäre. 
Gleichzeitig müssen alle geeigneten technischen Maßnahmen genutzt werden, um die 
Betroffenenrechte zu erfüllen. Nach derzeitigem Stand kommen hierfür insbesondere 
Filter in Betracht. Nach dem derzeitigen Stand der Technik können personenbezogene 
Daten, die in einem KI-System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck 
noch enthalten sind, sehr schwierig oder gar nicht entfernt oder berichtigt werden. Dies 
hätte zur Folge, dass diese KI-Systeme oder KI-Modelle mit allgemeinem Verwen-
dungszweck nur verworfen oder neu trainiert werden können, um einem Berichtigungs- 
oder Löschanspruch nachzukommen. Folglich könnte die öffentliche Stelle dieses KI-
System oder KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck derzeit und auf unbe-
stimmte Zeit nicht mehr einsetzen. Der Einsatz von KI ist jedoch für die öffentliche Ver-
waltung unverzichtbar, um künftig ihre Aufgaben effizient und ressourcenschonend er-
füllen zu können.   

Die Rechtsfolge eines berechtigten Widerspruchs ist gemäß Art. 21 Abs. 2 Satz 2 
DSGVO, dass der Verantwortliche die personenbezogenen Daten nicht mehr verarbei-
tet. Dies wird durch Abs. 5 Nr. 3 dahingehend eingeschränkt, dass eine Weiterverarbei-
tung erlaubt wird, wenn das Einstellen der Verarbeitung nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand im Hinblick auf die Interessen der Betroffenen möglich wäre.  

Art. 34 Abs. 3 DSGVO sieht bereits Ausnahmen der Benachrichtigungspflicht vor, etwa 
im Hinblick auf den unverhältnismäßigen Aufwand (Art. 34 Abs. 3 Buchst. c DSGVO). 
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Ergänzend wird durch Abs. 5 Nr. 4 geregelt, dass die Benachrichtigung auch dann nicht 
erforderlich ist, wenn sich diese als unmöglich erweist. 

Art. 7 Abs. 6-neu: 

Abs. 6 erstreckt die in den Abs. 1 bis 4 vorgesehenen Anforderungen und Schutzvor-
kehrungen auf Verarbeitungen, die im Zusammenhang mit der Entwicklung sonstiger 
automatisierter Verfahren stehen, wenn eine Verarbeitung personenbezogener Daten 
zum Zweck der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und zum Schutz wichtiger Ziele des all-
gemeinen öffentlichen Interesses erforderlich ist. 

Die Bereitstellung einer effizienten Verwaltung ist funktional zu verstehen und schließt 
auch interne Verwaltungsprozesse mit ein. Hierzu zählen etwa Maßnahmen der Perso-
nalverwaltung, die zur Aufrechterhaltung einer geordneten und wirtschaftlichen Organi-
sation notwendig sind. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass sich nicht alle 
automatisierten Verfahren, die in der oder für die öffentliche Verwaltung entwickelt wer-
den, unter die Definition eines KI-Systems im Sinne von Art. 3 Nr. 1 Verordnung (EU) 
2024/1689 über künstliche Intelligenz fassen lassen. Gleichwohl kann auch bei diesen 
sonstigen automatisierten Verfahren der Bedarf bestehen, sie vor oder neben dem pro-
duktiven Einsatz unter Verwendung personenbezogener Daten zu entwickeln.  

Bei diesen Verfahren kann es sich beispielsweise um regelbasierte Entscheidungslogi-
ken, algorithmisch gestützte Dokumentenklassifikationen oder Automatisierungspro-
zesse handeln, wie sie im Rahmen der digitalen Transformation öffentlicher Verwaltun-
gen vermehrt zum Einsatz kommen. Die datenschutzrechtlichen Herausforderungen bei 
der Entwicklung dieser Verfahren, sofern eine Verarbeitung personenbezogener Daten 
erfolgt, ähneln dabei jenen, die im Zusammenhang mit KI-Systemen oder KI-Modellen 
mit allgemeinem Verwendungszweck auftreten können. 

Mit der entsprechenden Anwendung der Abs. 1 bis 4 wird sichergestellt, dass auch für 
diese Datenverarbeitungen ein den Belangen der Modernisierung öffentlicher Prozesse 
angemessener Schutz personenbezogener Daten gewährleistet ist.  

Satz 2 erlaubt eine risikoadäquate und sachgerechte Übertragung der erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen, ohne dass eine vollständige Gleich-
stellung mit denen eines KI-Systems oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwen-
dungszweck erfolgt. Damit wird ein flexibles, aber rechtssicheres Schutzkonzept etab-
liert, das den Besonderheiten digitaler Verwaltungsverfahren Rechnung trägt, ohne in-
novationshemmend zu wirken. 

Eine Einschränkung der Betroffenenrechte nach Abs. 5 ist nicht erforderlich, da die 
technischen Gegebenheiten in diesen Verfahren in der Regel eine Nachvollziehbarkeit 
und Möglichkeit der Umsetzung der Betroffenenrechte gewährleisten. 

Zu Nr. 7 (Art. 8 Abs. 3) 

In Art. 7 Abs. 1-neu wird eine spezifische Regelung für die Verarbeitung von Daten i.S.v. 
Art. 9 DSGVO für die Entwicklung eines KI-Systems oder KI-Modells mit allgemeinem 
Verwendungszweck getroffen. Art. 8 Abs. 3 stellt klar, dass auch diese Vorschrift von 
den Regelungen des Art. 8 unberührt bleibt. 

Zu Nr. 8 (Art. 9 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Neuregelungen in Art. 4. 

Zu Nr. 9 (Art. 24) 

Zu Buchst. a 

Art. 24 Abs. 1-neu: 

Die Regelung wird an andere Landesregelungen angepasst. Dabei umfasst die Neure-
gelung – wie bisher – öffentlich sowie nicht-öffentlich zugängliche Bereiche (vgl. 
Wilde/Ehmann/Niese/Knoblauch, Datenschutz in Bayern, 37. Aktual. 2024, Art. 24 
BayDSG Rn. 8; HK-BayDSG/Christian L. Geminn, 1. Aufl. 2021, BayDSG Art. 24 Rn. 
21).  

Die bisherige Ausgestaltung der Befugnis zur Videoüberwachung mit einem abschlie-
ßenden Katalog von Schutzgütern hatte dazu geführt, dass die videoüberwachende 
Stelle zur Erfüllung ihrer Dokumentations- und Rechenschaftspflicht (Art. 5 Abs. 2 
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DSGVO) regelmäßig detailliert konkrete Rechtsgutsverletzungen an jedem Kame-
rastandort belegen muss, sog. „Vorfallsdokumentation“.  

Vor diesem Hintergrund wurde der abschließende Katalog von Schutzgütern gestrichen 
und damit von der tatbestandlichen Einschränkung der Notwendigkeit einer Gefahr für 
diese speziellen Schutzgüter abgerückt. Die Formulierung „Erfüllung von Aufgaben des 
Verantwortlichen im öffentlichen Interesse oder in Ausübung ihm übertragener öffentli-
cher Gewalt“ orientiert sich am Normtext von Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. e 
DSGVO. Weil die Ausübung öffentlicher Gewalt stets auch im öffentlichen Interesse 
erfolgt, werden die beiden Alternativen weitgehend deckungsgleich sein, Taeger/Ga-
bel/Taeger, 5. Aufl. 2026, DS-GVO Art. 6 Rn. 123.  

Eine Aufgabe im öffentlichen Interesse ist auch und gerade die Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit der öffentlichen Stelle. Dazu gehört auch die Aufrechterhaltung der 
Möglichkeit eines ungestörten Besucherverkehrs bzw. der ungestörten Nutzung. Auch 
das Hausrecht hat regelmäßig den Zweck der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit 
der öffentlichen Stelle speziell in ihren Gebäuden bzw. innerhalb ihrer Grundstücke 
(Wilde/Ehmann/Niese/Knoblauch, Datenschutz in Bayern, 37. Aktual. 2024, Art. 24 
BayDSG Rn. 17ff.). 

Zwar müssen die videoüberwachenden Stellen nach wie vor für sich dokumentieren, 
warum sie eine Videoüberwachung an dieser Stelle für erforderlich halten und wie die 
erforderliche Abwägung entschieden wurde. Für die Zulässigkeit kann aber insbeson-
dere auch genügen, wenn erkennbar ist, dass öffentliche Bereiche von der überwiegen-
den Bevölkerung gemieden werden oder erhebliche Ruhestörungen dazu führen, dass 
bestimmte Bereiche nicht mehr ihrer Widmung entsprechend genutzt werden können. 
Unklarheiten bestanden beispielsweise bisher bei der Videoüberwachung in öffentli-
chen Verkehrsmitteln, beim Vorgehen gegen illegale Müllablagerungen insbesondere 
an bestehenden Einrichtungen zur Wertstofferfassung, sowie bei der Überwachung von 
Zahlungspflichten, z.B. im Eingangsbereich eines Schwimmbades. Dies soll jedenfalls 
künftig eindeutig möglich sein, soweit das Ergebnis der o.g. Abwägung im Einzelfall 
nicht entgegensteht.  

Dass eine Videoüberwachung auch zur Sicherung der ordnungsgemäßen Benutzung 
einer Naherholungsfläche grundsätzlich geeignet ist, ergibt sich aus dem Beschluss des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 02.05.2024, Az. 6 B 66.23, Rn. 19. 

Ebenso wie die Freiheit betroffener Personen durch einen bestehenden Überwa-
chungsdruck durch eine Videoaufzeichnung gestört werden kann, so kann diese Frei-
heit auch durch fehlendes Sicherheitsgefühl oder sonstige erhebliche Beeinträchtigun-
gen wie etwa die Schließung öffentlicher Einrichtungen, weil notwendige Gebühren für 
deren Nutzung nicht ohne zusätzlichen Personalaufwand erhoben werden können, ge-
stört sein. 

Eine detaillierte Vorfallsdokumentation für jeden Kamerastandort ist dafür nicht erfor-
derlich, da die Videoüberwachung durch öffentliche Stellen gerade nicht den primären 
Zweck verfolgt, polizeiliche Maßnahmen zu ermöglichen. Für die Zulässigkeit einer Vi-
deoüberwachung sollte es daher nicht entscheidend darauf ankommen, ob es in der 
Vergangenheit zu dokumentierten, polizeilich relevanten Vorfällen gekommen ist. 

Die Empfehlung des Europäischen Datenschutzausschusses, Guideline 3/2019, Satz 
10 eine Vorfallsdokumentation zu erstellen, betrifft nur den Anwendungsbereich von Art. 
6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f DSGVO, und somit regelmäßig nur die Videoüberwa-
chung durch nicht-öffentliche Stellen, wobei dies auch insoweit gemäß Guideline keine 
Zulässigkeitsvoraussetzung, sondern eine bloße Empfehlung ist. 

Die Änderung ist auch in Ansehung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23.02.2007 (1 BvR 2368/06) zulässig, da über die Erforderlichkeit zur Aufgaben-
erfüllung hinaus stets eine Abwägung im Einzelfall zu erfolgen hat und die bisherigen 
weiteren Maßgaben aus Abs. 2 bis 5 fortgelten. 

Eine Verarbeitung biometrischer Daten zur Identifizierung natürlicher Personen ist we-
gen des damit verbundenen, besonderen Eingriffsgewichts auf Grundlage dieser Rege-
lung nicht zulässig. 

Zu Buchst. b 
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Art. 24 Abs. 2 Satz 3-neu: 

Art. 24 Abs. 2 Satz 3 stellt klar, dass Videoaufzeichnungen nicht zur Wahrung von Be-
troffenenrechten ausgewertet werden sollen, da gerade dies zu einem erheblichen 
Grundrechtseingriff für alle betroffenen Personen führen würde. Soweit Videoaufzeich-
nungen ausgewertet wurden und Personen identifizierbar sind, gelten die allgemeinen 
Schranken für die Betroffenenrechte gemäß DSGVO sowie Art. 9 und 10. Die Ein-
schränkung ist von Art. 23 Abs. 1 Buchst. i DSGVO sowie von Art. 11 DSGVO gedeckt. 
Ohne diese Einschränkung müssten Videoaufzeichnungen allein zur Wahrung von Be-
troffenenrechten ausgewertet werden. Das würde in die Rechte der betroffenen Perso-
nen eingreifen. 

Zu Nr. 10 (Art. 28) 

Zu Buchst. a 

In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ist eine redaktionelle Berichtigung vorzunehmen. 

Zu Buchst. b 

Durch die Änderung von Art. 28 Abs. 3 Nr. 1 BayDSG werden die Vorschriften des Art. 
7 für anwendbar erklärt, um der Neustrukturierung des BayDSG gerecht zu werden. 

Zu Nr. 11 (Art. 29 Abs. 1) 

Art. 29 Abs. 1 Satz 3 -neu: 

Art. 29 Abs. 1 BayDSG ist als Zweckänderungsvorschrift ausgestaltet. Er ermöglicht 
unter den dort geregelten Voraussetzungen die Weiterverarbeitung personenbezoge-
ner Daten für andere Zwecke und ist – insbesondere in Satz 2 - nicht auf das Rege-
lungsregime der Richtlinie (EU) 2016/680 beschränkt, sondern kann auch für Verarbei-
tungen außerhalb ihres Anwendungsbereichs herangezogen werden, sofern eine 
Rechtsgrundlage dies zulässt.  

Mit Art. 7 BayDSG neue Fassung wird eine Rechtsgrundlage zum Zweck der Entwick-
lung von KI-Systemen oder KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck und 
sonstiger automatisierter Verfahren geschaffen. Die in Art. 29 Abs. 1 BayDSG aufge-
nommene Ergänzung konkretisiert hierfür die datenschutzrechtlichen Maßgaben für Be-
hörden im Sinne von Art. 28 Abs. 1 BayDSG. Zugleich trägt die Verortung der Maßgabe 
in Art. 29 Abs. 1 BayDSG dem Umstand Rechnung, dass Entwicklungsvorgänge häufig 
vor oder neben dem späteren Einsatz stattfinden und daher im Einzelfall keine abschlie-
ßende Zuordnung zum Regelungsregime der Richtlinie (EU) 2016/680 oder der 
DSGVO erforderlich ist.  

Unter welchen Umständen Einschränkungen bezüglich der Verwendung bestimmter 
Daten bestehen, regelt das Fachrecht. 

Satz 3 regelt das Verhältnis der in Art. 7 Abs. 5 vorgesehenen Modifikationen der Be-
troffenenrechte zu den polizeilichen Auskunftsbeschränkungen nach Art. 65 Abs. 2 Satz 
1 PAG. Während Art. 7 Abs. 5 dem Umstand Rechnung trägt, dass eine vollständige 
Anwendung der Betroffenenrechte auf KI-Systeme technisch nicht in allen Fällen mög-
lich ist und aus diesem Grund das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO einschränkt, 
wenn diesem nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand nachgekommen werden 
kann, beruhen die Einschränkungen in Art. 65 Abs. 2 Satz 1 PAG auf einer eigenstän-
digen Interessenabwägung zwischen Transparenz und dem staatlichen Interesse an 
einer effektiven Gefahrenabwehr. Damit wird gewährleistet, dass sowohl technologi-
sche Besonderheiten als auch polizeispezifische Gefahrenlagen im Rahmen der Aus-
kunftsgewährung angemessen berücksichtigt werden. 

Zu Nr. 12 (Art. 39 Abs. 2) 

Zu Buchst. a 

Art. 39 Abs. 2: 

Entsprechend der bisherigen Rechtslage tritt der allgemeine Auskunftsanspruch gegen-
über speziellen Auskunftsansprüchen zurück, weil aufgrund der regelmäßig privilegier-
ten Ausgestaltung der speziellen Ansprüche kein Bedarf für einen Rückgriff auf den 
allgemeinen Auskunftsanspruch besteht (vgl. bereits LT-Drs. 17/7537, S. 50). Die Re-
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gelung wird nun allerdings weitgehend an die Regelung in § 1 Abs. 3 Gesetz zur Rege-
lung des Zugangs zu Informationen des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz - IFG) an-
gepasst. Die weitreichende Verdrängung des allgemeinen Informationsfreiheitsrechts 
durch das Fachrecht wurde bereits höchstrichterlich bestätigt (vgl. BVerwG Urteil vom 
17.06.2020, Az. 10 C 16.19, insbesondere Rn. 11ff.). Damit soll im Vergleich zur bishe-
rigen Regelung einschließlich deren Gesetzesbegründung lediglich klargestellt werden, 
dass auch objektivrechtliche, nicht nur subjektive spezialgesetzliche Transparenzvor-
schriften der Regelung in Art. 39 Abs. 1 vorgehen.  

Zu Beispielen für Rechtsvorschriften, die dem allgemeinen Auskunftsanspruch vorge-
hen, siehe bereits LT-Drucksache 17/7537, S. 50. Weitere vorgehende Rechtsvorschrif-
ten sind z. B. Art. 65 Abs. 3 Satz 3 Gemeindeordnung sowie die gleichlautenden Vor-
schriften der Landkreis- und der Bezirksordnung. 

Zu Buchst. b 

Art. 39 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2: 

Bisher ist die Regelung in Art. 39 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 dahingehend konkretisiert, dass 
oberste Landesbehörden „in Angelegenheiten der Staatsleitung und Rechtssetzung“ 
nicht vom allgemeinen Auskunftsanspruch erfasst sind. 
Bereits jetzt bleibt durch diese Konkretisierung für den Anwendungsbereich des Art. 39 
BayDSG bei obersten Staatsbehörden wenig Raum. Darüber hinaus sorgt die Formu-
lierung in der Praxis für erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten und entsprechende 
Unsicherheit. Daher wird sie gestrichen. 

Nach Art. 43 Bayerische Verfassung (BV) ist die Staatsregierung die oberste leitende 
und vollziehende Behörde des Staates. Die vollziehende Funktion dürfte insoweit in der 
Praxis allerdings regelmäßig nachrangig sein, da oberste Landesbehörden nur ganz 
selten unmittelbar vollziehend tätig werden. Mit der Erweiterung um die Rechtssetzung 
kann nur der Erlass von Gesetzen im materiellen Sinn gemeint sein, da mindestens die 
Gesetzgebung im formellen Sinn bereits unter die Staatsleitung fallen dürfte.  

 

Der Begriff der Staatsleitung wird zudem in der Literatur unterschiedlich interpretiert und 
damit die Abgrenzung des Anwendungsbereichs der bisherigen Regelung erschwert:  

Die kreative, schöpferische Steuerung staatlichen Handelns ist auch als Form der 
Staatsleitung anzusehen (vgl. dazu Lindner in Lindner/Möstl/Wolff, Verfassung des 
Freistaates Bayern, 2. Auflage 2017, Art. 43 BV Rn. 4) und damit bereits jetzt von Ab-
satz 4 erfasst. Unter Staatsleitung ist insbesondere die Gestaltung des Staatsganzen 
zu verstehen, die sich vor allem durch das Erfordernis neuer Weichenstellungen und 
damit verbundener schöpferischer Entscheidungen vom administrativen Gesetzesvoll-
zug gerade unterscheidet (so BayVerfGH, Entscheidung vom 21.11.2016 - Vf. 15-VIII-
14, Vf. 8-VIII-15, Rn. 68). Diese Leitungsaufgabe für oberste Landesbehörden (für wel-
che unzweifelhaft schon bisher die Anwendbarkeit von Art. 39 BayDSG ausgeschlossen 
ist) ist kaum von der Fachaufsicht abzugrenzen, bzw. wird möglicherweise gerade durch 
die Fachaufsicht erst umgesetzt. Dennoch gibt es Stimmen in der Literatur, die die 
Rechts- und Fachaufsicht in Abgrenzung zur Staatsleitung und zur Rechtssetzung als 
reines Verwaltungshandeln begreifen und damit als nicht unter Absatz 4 fallend anse-
hen (vgl. etwa v. Lewinski in Schröder, BayDSG, 1. Auflage 2021, Art. 39 Rn. 94). Diese 
unterschiedliche Auslegung des Begriffs führt in der Praxis zu Rechtsunsicherheit. 

 

Wie dargestellt, bleibt für den reinen Verwaltungsvollzug durch oberste Landesbehör-
den kaum Raum. Eine organisatorische Betrachtung anstelle einer funktionalen wird 
auch in der Literatur empfohlen (vgl. v. Lewinski, a. a. O.).  

Die für den Landtag und Obersten Rechnungshof etablierte Regelung wird daher auf 
den Bereich der Obersten Landesbehörden übertragen. Es wird nunmehr ausschließ-
lich an die Adressaten des Auskunftsersuchens und nicht mehr zusätzlich daran ange-
knüpft, welche Aufgabe im konkreten Fall erfüllt wird.  
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Unberührt bleibt selbstverständlich ein ggf. bestehender verfassungsunmittelbarer An-
spruch. Eine oberste Landesbehörde ist im Übrigen nicht gehindert, auch weiterhin so-
gar personenbezogene Daten an interessierte Bürgerinnen und Bürger herauszugeben, 
soweit die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayDSG erfüllt sind.  

 

 
 

Zu § 2 (Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen) 

Art. 85 Abs. 2 Satz 2 BayEUG: 

Es handelt sich um Folgeänderungen infolge der Streichung von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
BayDSG und der Neufassung von Art. 3 Abs. 3 und Art. 4 Abs. 3 BayDSG (anstelle des 
bisherigen Art. 5 Abs. 2 und 4 BayDSG). 

Zu § 3 (Änderung der Bayerischen Schulordnung) 

Abschnitt 6 der Anlage 2 zu Art. 46 BaySchO – nach Nr. 1: 

Folgeänderung zur Neufassung des Art. 24 Abs. 1 BayDSG. 

Zu § 4 (Änderung des Bayerischen Gesetzes über den Vollzug der Maßregeln der 
Besserung und Sicherung sowie der einstweiligen Unterbringung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Neuregelungen in Art. 4 BayDSG. 

Zu § 5 (Änderung des Bayerischen Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der Jugendstrafe) 

Zu Nr. 1 (Art. 196 Abs. 2 Satz 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Neuregelungen in Art. 4 BayDSG. 

Zu Nr. 2 (Art. 199 Abs. 2 Satz 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Aufhebung von Art. 7 BayDSG 
und Neuregelung in Art. 3 Abs. 3 BayDSG. 

Zu § 6 (Änderung der Bayerischen Verordnung über den automatisierten Abruf 
von personenbezogenen Daten aus dem Liegenschaftskataster) 

Durch den Wegfall der Regelungen des Art. 7 Abs. 1 BayDSG, Satz 2 Nr. 2, zweiter 
Halbsatz (alter Fassung) wird der bisherige Verweis in § 4 Abs. 2 Satz 2 BayALKISV 
auf die genannte Regelung inkonsistent. Der Verweis wird durch eine dahingehende 
Anpassung in der BayALKISV aufgelöst, als nun in der BayALKISV selbst konkretisiert 
wird, dass eine stichprobenartige Kontrolle beim Nutzer des Abrufverfahrens regelmä-
ßig nur dann stattfinden soll, wenn Anlass dazu besteht. 

Zu § 7 (Änderung des Bayerischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Aufhebung von Art. 7 BayDSG 
und Neuregelung in Art. 3 Abs. 3 und Art. 5 Abs. 2 BayDSG. 

Zu § 8 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 


